
Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Fünfte 
Kammer) vom 10. Juni 2009, ArchiMEDES/Kommission (ver­
bundene Rechtssachen T-396/05 und T-397/05), mit dem das 
Gericht die Klagen der Rechtsmittelführerin auf Nichtigerklärung 
der Entscheidungen der Kommission über die Rückforderung 
der im Rahmen des mit der Klägerin geschlossenen Vertrags 
gezahlten Vorschüsse und über die Aufrechnung der gegensei­
tigen Forderungen und auf Verurteilung der Kommission zur 
Zahlung des Restbetrags der nach diesem Vertrag vorgesehenen 
Subvention abgewiesen hat — Unanwendbarkeit des Grundsat­
zes der Streitverkündung — Zurückweisung des Antrags auf 
Feststellung der gesamtschuldnerischen Haftung der Vertragspar­
teien — Verstoß die gegen die Verteidigungsrechte und das 
Recht auf ein faires Verfahren 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die Architecture, microclimat, énergies douces — Europe et Sud 
SARL (ArchiMEDES) trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 267 vom 7.11.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 18. 
November 2010 — NDSHT Nya Destination Stockholm 

Hotell & Teaterpaket AB/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-322/09 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Staatliche Beihilfen — Beschwerde eines 
Wettbewerbers — Zulässigkeit — Verordnung (EG) 
Nr. 659/1999 — Art. 4, 10, 13 und 20 — Entscheidung 
der Kommission, die Prüfung der Beschwerde nicht fortzuset­
zen — Einstufung von Maßnahmen durch die Kommission als 
zum Teil keine staatlichen Beihilfen darstellende Maßnahmen 
und zum Teil mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare beste­
hende Beihilfen — Art. 230 EG — Begriff der „anfechtbaren 

Handlung“) 

(2011/C 13/22) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: NDSHT Nya Destination Stockholm Hotell & 
Teaterpaket AB (Prozessbevollmächtigte: M. Merola und L. Ar­
mati, avvocati) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission (Prozess­
bevollmächtigte: L. Flynn und T. Scharf) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Erste 
Kammer) vom 9. Juni 2009, NDSHT/Kommission (T-152/06), 
mit dem das Gericht eine Klage auf Nichtigerklärung der Ent­
scheidung der Kommission in Schreiben vom 24. März und 28. 
April 2006, das Verfahren gemäß Art. 88 Abs. 2 EG aufgrund 
der Beschwerde der Rechtsmittelführerin betreffend Beihilfen, 
die der Stockholm Visitors Board AB von den schwedischen 
Behörden in Form verschiedener Arten von Unterstützungen 
durch die Stadt Stockholm gewährt worden sein sollen, nicht 
einzuleiten, für unzulässig erklärt hat — Anfechtbare 
Handlungen 

Tenor 

1. Das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemein­
schaften vom 9. Juni 2009, NDSHT/Kommission (T-152/06), 
wird aufgehoben. 

2. Die von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vor 
dem Gericht erhobene Unzulässigkeitseinrede wird zurückgewiesen. 

3. Die Rechtssache wird zur Entscheidung über den Antrag der 
NDSHT Nya Destination Stockholm Hotell & Teaterpaket AB 
auf Aufhebung der in den Schreiben der Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften vom 24. März 2006 und 28. April 
2006 enthaltenen Entscheidung, die Prüfung der Beschwerde dieser 
Gesellschaft betreffend mutmaßlich rechtswidrige Beihilfen, die die 
Stadt Stockholm der Stockholm Visitors Board AB gewährt habe, 
nicht fortzusetzen, an das Gericht der Europäischen Union zurück­
verwiesen. 

4. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

( 1 ) ABl. C 233 vom 26.6.2009, S. 12. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 18. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Obersten Gerichtshofs — Österreich) — 

Pensionsversicherungsanstalt/Christine Kleist 

(Rechtssache C-356/09) ( 1 ) 

(Sozialpolitik — Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
in Arbeits- und Beschäftigungsfragen — Richtlinie 
76/207/EWG — Art. 3 Abs. 1 Buchst. c — Nationale Rege­
lung, die die Kündigung von Arbeitnehmern erleichtert, die 
einen Anspruch auf Alterspension erworben haben — Ziel 
der Förderung der Beschäftigung jüngerer Menschen — Na­
tionale Regelung, die das Pensionsalter für Frauen auf 60 

Jahre und für Männer auf 65 Jahre festlegt) 

(2011/C 13/23) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberster Gerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Pensionsversicherungsanstalt 

Beklagte: Christine Kleist 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Obersten Gerichtshofs — Aus­
legung von Art. 3 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 76/207/EWG 
des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grund­
satzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsicht­
lich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen 
(ABl. L 39, S. 40) in der durch die Richtlinie 2002/73/EG 
geänderten Fassung — Nationale Regelung, die das Pensionsalter 
für Frauen mit 60 Jahren und das für Männer mit 65 Jahren 
festsetzt und die Kündigung von Arbeitnehmern erleichtert, die 
dieses Alter erreicht haben — Kündigung einer 60-jährigen 
Frau, die Anspruch auf Alterspension hat, durch einen öffent­
lichen Arbeitgeber, der die Beschäftigung jüngerer Menschen 
fördern möchte
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Tenor 

Art. 3 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 
9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe­
handlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie 
in Bezug auf die Arbeitsbedingungen in der durch die Richtlinie 
2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
September 2002 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass eine 
nationale Regelung, die einem Arbeitgeber erlaubt, zur Förderung des 
Zugangs jüngerer Menschen zur Beschäftigung Arbeitnehmer zu kün­
digen, die einen Anspruch auf Alterspension erworben haben, eine von 
dieser Richtlinie verbotene unmittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts darstellt, wenn Frauen diesen Anspruch in einem Alter 
erwerben, das fünf Jahre niedriger ist als das Alter, in dem der An­
spruch für Männer entsteht. 

( 1 ) ABl. C 282 vom 21.11.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 18. 
November 2010 — Europäische Kommission/Königreich 

Spanien 

(Rechtssache C-48/10) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Umwelt — Richt­
linie 2008/1/EG — Integrierte Vermeidung und Vermin­
derung der Umweltverschmutzung — Genehmigungsauflagen 
für bestehende Anlagen — Pflicht zur Sicherstellung des Be­
triebs solcher Anlagen entsprechend den Anforderungen der 

Richtlinie) 

(2011/C 13/24) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigter: A. 
Alcover San Pedro) 

Beklagter: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigter: F. Díez 
Moreno) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 5 
Abs. 1 der Richtlinie 2008/1/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 15. Januar 2008 über die integrierte Ver­
meidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (ABl. 
L 24, S. 8) — Anlagen, die Auswirkungen auf die Emissionen 
in Luft, Wasser oder Boden und auf die Umweltverschmutzung 
haben können — Genehmigungsauflagen für bestehende Anla­
gen 

Tenor 

1. Das Königreich Spanien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 2008/1/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2008 über die inte­
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 
verstoßen, dass es nicht die Maßnahmen getroffen hat, die erfor­
derlich sind, damit die zuständigen Behörden durch Genehmigung 
gemäß den Art. 6 und 8 der Richtlinie oder in geeigneter Weise 
durch Überprüfung und, soweit angemessen, durch Aktualisierung 
der Auflagen dafür sorgen, dass bestehende Anlagen unbeschadet 
anderer besonderer Unionsvorschriften spätestens am 30. Oktober 

2007 in Übereinstimmung mit den Anforderungen der Art. 3, 7, 
9, 10, 13, 14 Buchst. a und b sowie 15 Abs. 2 der Richtlinie 
betrieben werden. 

2. Das Königreich Spanien trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 100 vom 17.4.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 9. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Amtsgerichts Stuttgart — Deutschland) — Bianca 

Purrucker/Guillermo Vallés Pérez 

(Rechtssache C-296/10) ( 1 ) 

(Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen — Zuständigkeit 
sowie Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verant­
wortung — Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 — Rechtshän­
gigkeit — Hauptsacheverfahren bezüglich des Sorgerechts für 
ein Kind und Antrag auf einstweilige Maßnahmen bezüglich 

des Sorgerechts für dasselbe Kind) 

(2011/C 13/25) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Amtsgericht Stuttgart 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Bianca Purrucker 

Beklagter: Guillermo Vallés Pérez 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Amtsgericht Stuttgart — Aus­
legung des Art. 19 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 
des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwor­
tung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 
(ABl. L 388, S. 1) — Zuständigkeit eines Gerichts eines Mit­
gliedstaats für die Entscheidung in der Hauptsache in einem 
Verfahren, das das Sorgerecht für ein Kind betrifft, das seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Staat hat, wenn zuvor ein 
Gericht eines anderen Mitgliedstaats in einem Rechtsstreit zwi­
schen denselben Parteien über das Sorgerecht für dasselbe Kind 
mit einem Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz befasst wurde 
— Begriff „zuerst angerufenes Gericht“ 

Tenor 

Die Vorschrift des Art. 19 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 
2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständig­
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 ist nicht 
anwendbar, wenn das zur Regelung der elterlichen Verantwortung 
zuerst angerufene Gericht eines Mitgliedstaats nur zum vorläufigen 
Rechtsschutz nach Art. 20 dieser Verordnung und das Gericht eines 
anderen Mitgliedstaats, das nach der Verordnung Nr. 2201/2003 für 
die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist, später ebenfalls zur 
Regelung der elterlichen Verantwortung angerufen wird, sei es zu einer 
einstweiligen oder zu einer endgültigen Regelung.
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